
setzes vorgesehen - zu zwei Dritteln parlamentarisch besetzten 
Richterwahlausschüsse Unterlagen und Angaben über jeden 
noch im Amt befindlichen Richter auszuarbeiten und zu­
sammenzustellen, die erheblich sogar über das früher in Perso­
nalakten Erfaßte hinausgehen.

Ich weiß sehr wohl, daß dies problematisch ist, und verstehe 
deshalb auch die Kritik des Richterbundes an diesem Verfahren; 
ich halte es dennoch angesichts der politisch einmaligen und 
schwierigen Situation der sich weit überwiegend bewußt wan­
delnden Richterschaft für unerläßlich und - allerdings auch ein­
malig - für zumutbar.

Anlage 14

Antwort des Ministers der Justiz, Herrn Prof. Dr. Kurt Wün­
sche, auf die Frage der Abgeordneten Dr. Ursula Fischer (PDS) - 
Drucksache Nr. 118 -

Frage 36

Gegenüber unserer wie wohl auch anderen Fraktionen der 
Volkskammer häufen sich Anfragen von Bürgern, welche Posi­
tion Kammer und Regierung künftig zum Rechtsschutz gesell­
schaftlicher Minderheiten bzw. alternativer Lebensformen, wie 
z. B. im Zusammenhang mit der Homosexualität, einnehmen.

Ich möchte Sie fragen, ob im Zuge der Rechtsanpassung auf 
strafrechtlichem Gebiet an eine Übernahme des umstrittenen 
Paragraphen 175 des Strafgesetzbuches der BRD oder an die 
Neuschaffung ähnlicher Regelungen in unserem Strafgesetz­
buch gedacht ist.

Wie stehen Ministerrat und Justizministerium generell zum 
Anspruch alternativer Lebensformen bzw. -gemeinschaften 
zum Schutz vor Diskriminierung (wie ihn z. B. Artikel 22 Abs. 2 
des Verfassungsentwurfes des Runden Tisches fixiert hatte)?

Antwort

Es ist nicht daran gedacht, im Zuge der Rechtsanpassung zwi­
schen DDR und BRD den § 175 des Strafgesetzbuches der BRD 
zu übernehmen oder eine ähnliche Regelung in das StGB der 
DDR aufzunehmen. Die Aufhebung des sich bereits deutlich 
vom § 175 des StGB der BRD unterscheidenden damaligen § 151 
des StGB der DDR im Jahre 1988 war eine notwendige gesetzge­
berische Konsequenz v. a. aus neueren sexualwissenschaftli­
chen Forschungsergebnissen über die Ursachen der Homose­
xualität. Dies war zugleich ein wichtiger Schritt nicht nur zur ju­
ristischen Gleichstellung homosexueller Bürger in der Gesell­
schaft, einschließlich des strafrechtlichen Schutzes ihrer Per­
sönlichkeitsrechte, sondern damit auch zur Zurückdrängung ih­
rer moralischen Diskriminierung. Ich halte es für notwendig - 
und ich glaube hier im Namen der Regierung sprechen zu kön­
nen, diese Position in den Rechtsangleichungsprozeß einzubrin­
gen und mit Nachdruck zu vertreten.

Das letztere gilt auch für den bestehenden Rechtsschutz alter­
nativer Lebensformen und -gemeinschaften. Darüber hinaus se­
he ich hier ein Problemfeld späterer gesamtdeutscher Rechts­
fortbildung und -erneuerung, für die wir m. E. in den Einigungs­
vertrag deutliche Markierungen einzubringen haben werden - 
beginnend bei der Verfassung bis zu straf- und zivilrechtlichen 
Regelungen.

Anlage 15

Antwort des Ministers für Regionale und Kommunale Angele­
genheiten, Herrn Dr. Manfred Preiß, auf die Frage des Abgeord­
neten Roland Claus (PDS) - Drucksache Nr. 118 -

Frage 42

Wie geht die Regierung gegenwärtig mit Einsprüchen zur Ver­
letzung der Kommunalverfassung um?

Es mangelt doch gegenüber den Kreisen an einer Rechtsauf­
sichtsbehörde. Welches Einspruchsverfahren läßt sich als Über­
gangslösung anwenden?

Antwort

Entsprechend §62 der Kommunalverfassung ist die Rechts­
aufsichtsbehörde für die kreisangehörigen Städte und Gemein­
den der Landrat, für die kreisfreien Städte der Regierungsbe­
vollmächtigte im Bezirk. Ist in einer vom Landrat als Rechtsauf­
sichtsbehörde zu entscheidenden Angelegenheit der Landkreis 
beteiligt, so tritt an die Stelle des Landrat s bis zur Länderbildung 
der Regierungsbevollmächtigte für den Bezirk.

Rechtsaufsicht sollte beim gegenwärtigen Stand der Einfüh­
rung kommunaler Selbstverwaltung vor allem durch Beratung, 
Anregung und Unterstützung für die Kommunen wahrgenom­
men werden. Nur wenn das nicht zum Erfolg führt, muß dem 
Recht in der Kommune zwangsweise Geltung verschafft wer­
den. Für diese Fälle enthält die Kommunalverfassung im Ab­
schnitt? - §§63 ff. Kommunalverfassung - ein bestimmtes In­
strumentarium, das von der einfachen und sicher in der Regel 
ausreichenden Beanstandung bis zur Ersatzvornahme (§68 
Kommunalverfassung) reicht.

Bei Einsprüchen zur Verletzung der Kommunalverfassung 
(z. B. fehlendes aktives und passives Wahlrecht, weil zum Zeit­
punkt der Wahl noch BRD-Bürger oder Nichtbeachtung des 
Stärkeverhältnisses der Parteien und politischen Vereinigungc
bei der Zusammensetzung des Vorstandes des Kreistages) h____________ „
ben die Regierungsbevollmächtigten der Bezirke im Rahmen ih­
rer Rechtsaufsicht verlangt und durchgesetzt, daß Maßnahmen, 
die das geltende Recht verletzen, rückgängig gemacht werden.

Anlage 16

Antwort des Ministers für Umwelt, Naturschutz, Energie und 
Reaktorsicherheit, Herrn Prof. Dr. Karl-Hermann Steinberg, 
auf die Frage des Abgeordneten Dietmar Unger (CDU/DA) - 
Drucksache 118 -

Frage 44

Das 2. Tschernobyl liegt in unserem Land. Es handelt sich um 
das Bergbaugebiet um Schlema/Aue, einschließlich des Gebie­
tes um Johanngeorgenstadt im Westerzgebirge.

Im Auer Talkessel ist die Umweltverträglichkeit seit Jahren 
nicht mehr erträglich. Neben Großbetrieben, den Verkehrsströ­
men ins obere Erzgebirge, die durch Aue müssen, hat die SDAG 
Wismut den größten Anteil daran und an der Deformation der 
Landschaft, zumindest um die erwähnten Orte. Gesundheitliche 
Schäden sind längst dokumentiert, wurden aber erst nach d 
Wende bekannt. Was ist, Herr Minister Steinberg, vorgesehen^ 
um diese Probleme zu klären und die Menschen zu schützen, die 
deformierte Natur wieder zu rekultivieren.

Antwort

1. In den Bergbaugebieten werden vom SAAS seit Jahren 
Maßnahmen zur Überwachung der radioaktiven Kontamination 
der Umwelt und der daraus resultierenden Strahlenbelastung 
durchgeführt.

Die zusätzlichen Belastungen durch Auswirkungen des Uran­
bergbaus liegen im Raum Aue unter 1 mSv/a, im Gebiet König­
stein sowie in Thüringen unter 0,5 mSv/a. Die Gesamtbelastung 
liegt damit im oberen Teil des Schwankungsbereiches der natür­
lichen Strahlenbelastung.

Die in Pressemitteilungen (z. B. BELEITES: Uranpechblende) 
genannten Häufungen von Gesundheitsschäden in der Bevölke­
rung der Uranerzbergbaugebiete, wie z. B. Zahnfleischerkran­
kungen, Haarausfall, kindliche Mißbildungen und von Allge­
meinsymptomen wie Müdigkeit und Abgeschlagenheit, lassen 
sich - pathophysiologisch und strahlenbiologisch gesehen - 
nicht auf Strahleneinwirkungen, insbesondere nicht auf erhöhte 
Radonbelastungen, zurückführen.
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